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(2) Die wirtschaftsleitenden Organe haben für die Ausar­
beitung^ und Abrechnung der Energieverbrauchsnormen für 
ihre Bereiche einheitliche methodische Verfahren festzulegen 
und den Veränderungen der Bedingungen anzupassen; dabei 
sind die internationalen Erfahrungen zur Ermittlung von 
Kennziffern des spezifischen Energieverbrauchs umfassend 
anzuwenden. Die gleichen Verpflichtungen haben die Wirt­
schaftsräte der Bezirke und die Bezirksbauämter.

(3) Energieverbrauchsnormen sind beim Einsatz neuer 
energieintensiver Anlagen innerhalb von 3 Monaten nach Auf­
nahme des Dauerbetriebes entsprechend den Energiever­
brauchsnormativen festzusetzen oder zu ändern.

(4) Energieplanpflichtige Abnehmer haben den Nachweis 
über die Einhaltung der Energieverbrauchsnormen ständig zu 
führen, die Erkenntnisse daraus in die Leitungstätigkeit ein­
zubeziehen und die Ergebnisse dem Energieversorgungsbetrieb 
auf Anforderung vorzulegen. Die Energieverbrauchsnormen 
sind mit dem Energieplan abzurechnen.

§ 8

(1) Die Projektanten, Konstrukteure und Hersteller sind 
verpflichtet, neue energieintensive Anlagen so mit Meß-, 
Steuer- und Regelanlagen auszustatten, daß ihr effektiver Be­
trieb und die Abrechnung des spezifischen Energieverbrauches 
gewährleistet sind.

(2) Die gleiche Verpflichtung haben die Betreiber vorhan­
dener energieintensiver Anlagen, soweit es Erzeugnisse, Pro­
zesse und Anlagen der Mindestnomenklaturen 2 bis 4 anbe­
langt.

§9
(1) Die materielle Anerkennung der erzielten Energieein­

sparungen ist den Werktätigen entsprechend den §§ 14 bis 18 
der Verordnung über die Arbeit mit Normen und Kennziffern 
zu gewähren.

(2) Für die materielle Interessiertheit der Betriebskollek­
tive an der Einsparung von Energie ist die Anordnung vom
3. Juli 1972 über die Planung, Bildung und Verwendung des 
Leistungsfonds der volkseigenen Betriebe (GBl.. II Nr. 42
S. 467) anzuwenden.

Zu §§ 35, 36 und 55 der Verordnung:

§10
(1) Wärmeverbrauchsnormativ im Geltungsbereich der Ener­

gieverordnung ist der zulässige, nach einheitlichen Grund­
sätzen ermittelte, auf die Bedingungen des Standortes und der 
Baukonstruktion bezogene Wärmeverbrauch eines zentral­
beheizten Wohngebäudes für die Raumheizung in einem Aus­
wertungszeitraum.

(2) Zentralbeheizte Wohngebäude im Geltungsbereich der 
Energieverordnung sind industriell gefertigte Geschoßbauten 
(mehrgeschossige, vielgeschossige und Hochhäuser), die aus­
schließlich oder überwiegend Wohnzwecken dienen, die im 
Volkseigentum oder im Eigentum sozialistischer Genossen­
schaften stehen und aus Versorgungsnetzen oder aus Block­
heizungsanlagen mit Wärme versorgt werden.

(3) Neue Wohngebäude im Sinne dieser Durchführungsbe­
stimmung sind zentralbeheizte Wohngebäude, deren Vorbe­
reitung nach dem 31. Dezember 1973 abgeschlossen wird und 
die später abgenommen werden. Andere zentralbeheizte 
Wohngebäude werden in dieser Durchführungsbestimmung 
als vorhandene Wohngebäude bezeichnet.

(4) Rechtsträger im Sinne dieser Durchführungsbestimmung 
sind die operativen Verwalter volkseigener zentralbeheizter 
Wohngebäude. Die für sie geltenden Vorschriften sind auch 
auf die Wohnungsbaugenossenschaften anzuwenden.

§11
(1) Das Wärmeverbrauchsnormativ für ein neues Wohn­

gebäude ist nach den von der WB Energieversorgung her­

auszugebenden Grundsätzen zu ermitteln. Es darf den für die 
jeweilige Konstruktionsvariante vorgesehenen Richtwert nicht 
übersteigen.

(2) Die Baukonstruktion (Außenwandkonstruktion ein­
schließlich Komplettierung), das Heizungssystem und die Aus­
stattung mit Regelvorrichtungen sind für jedes zentralbe­
heizte Wohngebäude im Investitionsleistungsvertrag zu ver­
einbaren; die Partner sind dabei an die Festlegungen in den 
staatlichen Plänen des Bauwesens für das Jahr der Bauaus­
führung und das betreffende Territorium gebunden.

(3) Zur Wärmemengenmessung sind am Hausanschluß jedes 
neuen Wohngebäudes die erforderlichen Ausrüstungen (z. B. 
Paßstück, Temperaturmeßstutzen im Vor- und Rücklauf) vor­
zusehen.

§12
(1) Die Einhaltung des verbindlichen Wärmeverbrauchsnor­

mativs ist vom Auftragnehmer durch Wärmemengenmessung 
zwischen dem 13. und dem 21. Monat nach der Abnahme des 
neuen Wohngebäudes nachzuweisen.

(2) Die Wärmemengenmessung muß sich mindestens auf 30 
aufeinanderfolgende Tage der Heizperiode erstrecken. Die 
Meßperiode kann auf längere Dauer ausgedehnt werden. Der 
Beginn und das Ende müssen vereinbart werden.

(3) Das Wärmeverbrauchsnormativ gilt als eingehalten, 
wenn während der vereinbarten Meßperiode der anteilige, 
zulässige Wärmeverbrauch nicht überschritten wird.

(4) Dem Rechtsträger sind die Nachweisunterlagen späte­
stens 4 Wochen nach Ablauf der Meßperiode zu übergeben. 
Wird die Frist nicht eingehalten, ist 0,1 % Vertragsstrafe je 
angefangene Kalenderdekade des Verzugs, berechnet von 30 % 
des Wertes des Wohngebäudes, zu bezahlen.

§13
(1) Für mehrere neue Wohngebäude ist die Einhaltung des 

Wärmeverbrauchsnormativs grundsätzlich durch repräsen­
tative Wärmemengenmessung an einem der während des 
Planjahres errichteten neuen Wohngebäude nachzuweisen. 
Der Nachweis für Wohngebäude, die nach wärmetechnisch 
unveränderten Wiederholungsprojekten nachgebaut werden, 
braucht nur alle 2 Jahre wiederholt zu werden.

(2) Die Voraussetzungen für Repräsentativmessungen sind 
gegeben, wenn sich für die betreffenden Wohngebäude glei­
chen
— Standort (d. h. Wohngebäude an Standorten mit gleichen

klimatischen Bedingungen),
— Baukonstruktion,
— Heizungssystem,
— Ausstattung mit Regelvorrichtungen.

(3) Der Hauptauftraggeber Komplexer Wohnungsbau wählt 
das Gebäude aus, an dem die Repräsentativmessung durch­
zuführen ist; er hat sich dazu mit dem Rechtsträger bzw. 
künftigen Rechtsträger des betreffenden Wohngebäudes ab- 
zustimmen. Die Entscheidung soll dem Auftragnehmer bis 
zum 30. November des laufenden Planjahres mitgeteilt wer­
den.

§14
(1) Ergibt die Repräsentativmessung einen unzulässigen 

Wärmeverbrauch, kann die Einhaltung des Wärmever­
brauchsnormativs für die anderen neuen Wohngebäude in 
dem mit § 12 bestimmten Verfahren durch Einzelmessungen 
nachgewiesen werden. Der Auftragnehmer hat sich mit der 
Übergabe der Nachweisunterlagen aus der Repräsentativ­
messung schriftlich darüber zu erklären, ob er auf Einzelmes­
sungen verzichtet oder an welchen Gebäuden er sie durchfüh­
ren will.

(2) Die Rechtsfolgen der Verletzung des Wärmeverbrauchs­
normativs treten ein mit der Übergabe der Nachweisunter­
lagen über


